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Teil I: Ziele, Zwecke, Inhalte und wesentliche Auswirkungen der Planung 

1. Einleitung 

1.1 Planungsanlass und Ziele 

Mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 (1/36) „Karrenbruchsheide“ soll das Gewer-

begebiet Karrenbruchsheide an die aktuellen Bedarfe der Gewerbetreibenden sowie die städ-

tebaulichen Ziele der Stadt Bassum angepasst werden. Im Jahr 1999 wurde der Bebauungs-

plan Nr. 2 (1/36) „Karrenbruchsheide“ aufgestellt, um auf die steigende Nachfrage nach Ge-

werbeflächen zu reagieren und eine gewerbliche Entwicklung am Standort östlich der Stadt 

Bassum planungsrechtlich zu ermöglichen. 

Das Gewerbegebiet hält Arbeitsplätze in großem Umfang bereit und stellt daher einen wichti-

gen Standortfaktor für die Stadt Bassum dar. Es ist Absicht der Stadt, den Betrieben Entwick-

lungs- und Erweiterungsmöglichkeiten zu bieten, um diese im Stadtgebiet zu halten und so 

einen Beitrag für die gesamtkommunale Entwicklung zu leisten. Die im Gewerbegebiet ansäs-

sigen Betriebe sind in der Regel am Standort verwurzelt, eine Umsiedlung innerhalb des Stadt-

gebietes ist oft nicht möglich bzw. aus betriebswirtschaftlicher Sicht nicht sinnvoll. 

Mit der vorliegenden 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 (1/36) sollen vier Teilbereiche 

des rechtskräftigen Bebauungsplanes geändert werden. Dabei sollen jeweils die Baugrenzen 

angepasst werden. Dadurch vergrößert sich die überbaubare Fläche, wodurch wiederum die 

Ausnutzungsmöglichkeiten der Grundstücke optimiert werden. Die Planung trägt somit dazu 

bei, dass die Betriebe am Standort verbleiben können und keine neuen Flächen auf der „grü-

nen Wiese“ ausgewiesen werden müssen. 

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 (1/36) wird im Verfahren nach § 13a BauGB 

aufgestellt. Für den Geltungsbereich ergibt sich folgende zulässige Grundfläche:  

MI   =   1.302 m²   x   GRZ 0,4   =    521 m² 

GEE2   =   5.064 m²   x   GRZ 0,8   =    4.051 m² 

GE   =   3.335 m²   x   GRZ 0,8   =    2.668 m² 

Gesamt =  7.240 m2 

Die zulässige Grundfläche liegt mit 7.240 m² unter dem gemäß § 13a BauGB festgelegten 

Schwellenwert von 20.000 m². Zudem erfolgt keine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b 

BauGB genannten Schutzgüter. Das Vorhaben löst auch keine Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder 

nach Landesrecht aus. Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte 

dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswir-

kungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 BImSchG zu beachten ist. Dieses ist hier 

nicht der Fall. Insofern ist ein beschleunigtes Verfahren zulässig.  

1.2 Rechtsgrundlagen 

Rechtsgrundlagen für die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 (1/36) sind das Baugesetz-

buch (BauGB), die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsver-
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ordnung – BauNVO), die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstel-

lung des Planinhalts (Planzeichenverordnung – PlanZV) und das Niedersächsische Kommu-

nalverfassungsgesetz (NKomVG) sowie das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) jeweils in 

der geltenden Fassung.  

1.3 Beschreibung des Geltungsbereiches 

Die vorliegende Planung umfasst vier Teilbereiche im Gewerbegebiet „Karrenbruchsheide“ 

und insgesamt etwa 1,13 ha. Teilbereich 1 liegt im nördlichen Teil des Gewerbegebietes und 

betrifft einen Straßenabschnitt, der von der Syker Straße abzweigt sowie angrenzende Grün-

strukturen und etwas landwirtschaftlich genutzte Fläche. Teilbereich 2 liegt westlich der Straße 

Graf-Zeppelin-Ring und umfasst Lager-, Verkehrs- und Grünflächen eines Gewerbebetriebes. 

Teilbereich 3 ist im südwestlichen Bereich des Gewerbegebietes zu finden. Im Geltungsbe-

reich befinden sich Lager- und Grünflächen eines Großhandelbetriebes. Teilbereich 4 liegt an 

der südlichen Grenze im Gewerbegebiet und umfasst Lager-, Verkehrs- und Grünflächen ver-

schiedener Gewerbebetriebe sowie ein Teilstück der Straße Graf-Zeppelin-Ring. Die Lage und 

eine detaillierte Übersicht der vier Teilbereiche kann der Planzeichnung bzw. dem Übersichts-

plan entnommen werden. 

2. Planungsrahmenbedingungen 

2.1 Landesraumordnungsprogramm 

Das Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen (Änderung der Verordnung über das 

Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP-VO) mit Rechtskraft vom 17. Feb-

ruar 2017) enthält für den Geltungsbereich keine Darstellung. Angrenzend sind eine Haupt-

verkehrsstraße und eine Haupteisenbahnstrecke dargestellt. Das LROP formuliert den Grund-

satz, dass Gebiete für Wohn- und Arbeitsstätten flächensparend an einer nachhaltigen Sied-

lungsentwicklung unter Berücksichtigung des demographischen Wandels sowie der Infrastruk-

turfolgekosten ausgerichtet werden soll (2.1 04). 

2.2 Regionales Raumordnungsprogramm 

Das Regionale Raumordnungsprogramm des Landkreises Diepholz (RROP) aus dem Jahr 

2016 weist die Stadt Bassum als Grundzentrum mit mittelzentraler Teilfunktion aus. Der Gel-

tungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 (1/36) ist als Zentrales Siedlungs-

gebiet dargestellt. Im nahen Umfeld der Teilbereiche verlaufen ein Vorranggebiet Hauptver-

kehrsstraße, ein Vorranggebiet Haupteisenbahnstrecke mit dem Vorranggebiet Elektrischer 

Betrieb sowie ein Vorranggebiet regional bedeutsamer Wanderweg mit der Funktion Radfah-

ren. 

Das RROP formuliert Ziele und Grundsätze für eine nachhaltige Siedlungsentwicklung. Raum-

ansprüche sollen bedarfsorientiert, funktionsgerecht, Kosten sparend und umweltverträglich 

befriedigt sowie die Möglichkeiten der Reduzierung der Neuinanspruchnahme und Neuversie-

gelung von Freiflächen ausgeschöpft werden (1.1 02). Ferner soll im Landkreis eine Steige-

rung des wirtschaftlichen Wachstums und der Beschäftigung erreicht werden (1.1 04). 
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Abbildung 1: Ausschnitt aus dem RROP des Landkreises Diepholz 

2.3 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Bassum aus dem Jahr 2001 mit Ergänzungen der Ände-

rungen (Stand Dezember 2013) stellt den Geltungsbereich als gewerbliche und gemischte 

Baufläche dar.  

 

Abbildung 2: Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan der Stadt Bassum 

Die Teilbereiche der vorliegenden Änderung des Bebauungsplanes liegen zwischen drei Stra-

ßenverkehrsachsen. Westlich befindet sich eine Wohnbaufläche, südlich liegen eine Gemein-

bedarfsfläche, gewerbliche Bauflächen und Sonderbauflächen und nördlich Flächen für die 

Landwirtschaft. Im Westen und Osten liegen zwei Regenrückhaltebecken. Östlich sind außer-

dem ein Fließgewässer II. Ordnung und Flächen für Wald dargestellt. 

Lage des  

Geltungsbereiches 

Lage des  

Geltungsbereiches 
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2.4 Bebauungspläne  

Der Geltungsbereich der vorliegenden 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 (1/36) „Kar-

renbruchsheide“ betrifft Bereiche des derzeit rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 2 (1/36) 

„Karrenbruchsheide“. Dieser setzt entlang der Syker Straße ein Mischgebiet (MI) sowie süd-

östlich davon ein Gewerbegebiet (GE) sowie zwei eingeschränkte Gewerbegebiete (GEE1 und 

GEE2) fest. Im Mischgebiet sind eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4, zwei Vollgeschosse, 

eine offene Bauweise sowie Einzel- und Doppelhäuser festgesetzt. In den Gewerbegebieten 

gelten eine GRZ von 0,8, zwei Vollgeschosse und eine maximale Gebäudehöhe von 12 m. Im 

Plangebiet ist die Zulässigkeit von Betrieben „mit besonders innenstadtrelevanten Sortimen-

ten“ eingeschränkt.  

 

Abbildung 3: Planzeichnung des Bebauungsplanes Nr. 2 (1/36) ĂKarrenbruchsheideñ 

Es sind ferner Reglungen zu Stellplätzen und Nebenanlagen in der nicht überbaubaren Fläche, 

zu Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft, zur 

Anpflanzung und zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen, zu Ein- 

und Ausfahrten, zur Höhenlage von Gebäuden sowie zum Immissionsschutz getroffen. 

Teilbereich 1 liegt im nördlichen Teil des Gewerbegebietes und betrifft einen Straßenabschnitt, 

der von der Syker Straße abzweigt sowie überbaubare und nicht überbaubare Fläche des 

eingeschränkten Gewerbegebietes GEE2 und des Mischgebietes. Der Straßenabschnitt ist 

eine planfestgestellte Verkehrsfläche durch die ehemalige Bezirksregierung Hannover vom 
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28.01.1993. Es liegt zudem durch die ehemalige Bezirksregierung Hannover am 28.01.1993 

planfestgestellte Grünfläche (Böschung, Mulden, Pflanzflächen, planfestgestelltes Sichtdrei-

eck, etc.) im Teilbereich 1. Der Planfeststellungsbeschluss wurde gem. des damals geltenden 

§ 17 Abs. 6 FStrG gefasst (Az.: 206.4-31027-2-209/B 51, B 61, L 332, K 127 (DH)). Rechts-

grundlage nach heutigem Stand ist § 17 Abs. 1 und Abs. 2 FStrG i.V.m. §§ 72 bis 78 VwVfG. 

Teilbereich 2 liegt westlich der Straße Graf-Zeppelin-Ring und umfasst überwiegend nicht 

überbaubare Fläche sowie kleine Bereiche überbaubare Fläche des Gewerbegebietes sowie 

des eingeschränkten Gewerbegebietes GEE2. Ferner liegen Einzelbäume im Geltungsbereich, 

die zum Erhalt festgesetzt sind, sowie zwei kleine Gewässerflächen. 

Teilbereich 3 im südwestlichen Bereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes umfasst über-

baubare und nicht überbaubare Fläche des eingeschränkten Gewerbegebietes GEE2. 

Im Teilbereich 4 liegen überbaubare und nicht überbaubare Flächen des eingeschränkten Ge-

werbegebietes GEE2 sowie des Gewerbegebietes sowie ein Teil der Straße Graf-Zeppelin-

Ring. 

3. Auswirkungen der Planung: Grundlagen und Ergebnisse der Abwägung 

3.1 Ergebnisse der Beteiligungsverfahren 

Um die konkurrierenden privaten und öffentlichen Belange fach- und sachgerecht in die Ab-

wägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB einstellen zu können, werden gemäß §§ 3 und 4 BauGB 

die Öffentlichkeit sowie Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange beteiligt.  

3.1.1 Öffentliche Auslegung 

Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurde die Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beteiligt. Es sind 

keine Stellungnahmen eingegangen. 

3.1.2 Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

beteiligt. Die eingegangenen Stellungnahmen wurden wie nachfolgend dargelegt abgewogen. 

Der Landkreis Diepholz weist darauf hin, dass im Verfahren nach § 13a BauGB die rechtlichen 

Anforderungen des besonderen Artenschutzes einzuhalten sind. Die Hinweise werden zur 

Kenntnis genommen und durch geringfügige redaktionelle Ergänzungen zur besseren Ver-

ständlichkeit in der Begründung eingearbeitet. 

Die Hinweise des Landkreises zu Altlasten werden beachtet und in der Begründung redaktio-

nell ergänzt.  

Die Hinweise des Landkreises zum Brandschutz werden zur Kenntnis genommen. Nach Aus-

kunft der Stadt Bassum ist die Löschwasserversorgung in einem Umkreis von 100 m durch 

zwei Unterflurhydranten sichergestellt. Die Begründung wird redaktionell ergänzt. 

Der Ochtumverband weist darauf hin, dass noch keine Aussage bezüglich der Entwässerung 

gemacht wurde und sich nur der Teilbereich 3 auf dem Verbandsgebiet befindet. Der Hinweis 

zur Entwässerung wird beachtet. Die Planung stellt eine Änderung des rechtskräftigen Bebau-

ungsplanes Nr. 2 (1/36) „Karrenbruchsheide“ in kleinen Teilgebieten dar. Im Rahmen des Ur-
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sprungsbebauungsplanes wurde ein Entwässerungskonzept erarbeitet. Die Ergebnisse wur-

den in der Planung berücksichtigt, sodass im Plangebiet eine schadlose Oberflächenentwäs-

serung gewährleistet werden kann. Die vorliegende 1. Änderung stellt nur einen minimalen 

Eingriff in die Versiegelung von Flächen dar. Die Stadt Bassum geht davon aus, dass zusätz-

liche Niederschlagsmengen nur in einem geringen Umfang entstehen werden, die in die be-

stehenden Regenversickerungsanlagen nördlich und östlich abgeleitet werden können. Es 

wird redaktionell ein Hinweis in der Begründung ergänzt. Es ergeben sich keine inhaltlichen 

Änderungen. 

Der Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen gibt Hinweise zum öffentlichen Personennah-

verkehr, die in der Planungsunterlagen redaktionell ergänzt werden. 

Gascade teilt mit, dass die Anlagen des Leitungsträgers nicht betroffen sind und weist darauf 

hin, dass auch in Bezug auf die Kompensationsflächen die Betroffenheit geprüft werden muss. 

Die Stadt Bassum ist derzeit aktiv, eine Extensivierung von Wegeseitenrändern im Außenbe-

reich durchzuführen, wodurch eine Flächenaufwertung generiert wird. Da diese Aufwertungs-

maßnahmen formal keinen Eingriffen zugeordnet werden, sieht die Stadt den geringen Aus-

gleichsbedarf dieser 1. Änderung als ausgeglichen an. Weitere Flächen sind daher nicht be-

troffen. 

Das LGLN weist darauf hin, dass im Großteil des Plangebietes nach durchgeführter Luftbild-

auswertung keine Kampfmittelbelastung vermutet wird. Lediglich für einen kleinen Teilbereich 

wird eine Luftbildauswertung empfohlen. Aufgrund der Größe des Teilbereiches wird auf eine 

Luftbildauswertung verzichtet. Auf der Planzeichnung befindet sich aber ein Hinweis auf 

Kampfmittel.  

Der OOWV gibt Hinweise zu Anlagen des Leitungsträgers sowie zum Brandschutz, die redak-

tionell ergänzt werden. 

Avacon gibt Hinweise zu Versorgungsanlagen und zur Leitungsschutzanweisung, die zur 

Kenntnis genommen werden. 

Die AbfallWirtschaftsGesellschaft weist auf Auflagen zu Straßeneinmündungen und Wende-

plätzen hin, die zur Kenntnis genommen werden. Bei der Festsetzung der öffentlichen Stra-

ßenverkehrsfläche handelt es sich um bestehende Verkehrsinfrastruktur. Der Stadt Bassum 

sind keine Anhaltspunkte bekannt, dass die Verkehrsflächen nicht ausreichend dimensioniert 

sind. Es ergeben sich keine Änderungen an der Planung. 

Die Telekom weist auf vorhandene Anlagen hin und gibt Hinweise zur Vermeidung von Be-

schädigungen. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Vodafone hat keine Bedenken gegenüber der Planung. Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-

men. 

Das LBEG gibt Hinweise zu Maßnahmen der Vermeidung und Verminderung von Bodenbe-

einträchtigungen, die in der Begründung ergänzt werden. 

3.2 Planungsrelevante Belange  

Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung von 

Bebauungsplänen die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander 

gerecht abzuwägen.  
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3.2.1 Belange der Raumordnung  

Die vorliegende 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 (1/36) soll zu einer nachhaltigen 

Siedlungsentwicklung beitragen. Ziel der Planung ist die Änderung von vier Teilbereichen ei-

nes bestehenden Gewerbegebietes zu Gunsten einer besseren Ausnutzung der Grundstücke. 

Das Gewerbegebiet ist bereits voll erschlossen, sodass Infrastrukturfolgekosten nicht oder nur 

in sehr geringem Umfang entstehen. Die Stadt Bassum möchte den ansässigen Betrieben 

Entwicklungsmöglichkeiten eröffnen, damit diese am Standort verbleiben können und einen 

Beitrag zur Wirtschaftsentwicklung der Stadt leisten. Die Planung ist somit bedarfsgerecht als 

auch funktionsgerecht und trägt zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit bei. Die vorliegende 

Planung berücksichtigt die Belange der Raumordnung. 

3.2.2 Bodenschutzklausel und Umwidmungssperrklausel 

Das BauGB enthält in § 1a Abs. 2 BauGB Regelungen zur Reduzierung des Freiflächenver-

brauchs. Dies soll im Wesentlichen über zwei Regelungsmechanismen erfolgen: 

- Nach § 1a Abs. 2 S. 1 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam umgegangen werden 

(Bodenschutzklausel). 

- § 1a Abs. 2 S. 2 BauGB bestimmt, dass landwirtschaftlich, als Wald und für Wohnzwe-

cke genutzte Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden sollen (Umwid-

mungssperrklausel).  

Mit der vorliegenden Planung soll das Gewerbe- und Mischgebiet „Karrenbruchsheide“ an die 

aktuellen Bedarfe der örtlich ansässigen Betriebe angepasst werden. Ziel ist es, die überbau-

baren Flächen zu erweitern. Dies betrifft insgesamt lediglich 1,2 ha, die jetzt schon überwie-

gend versiegelt sind. Gleichzeitig schont die Planung andere Flächen im Außenbereich, die 

ausgewiesen werden müssen, wenn Gewerbebetriebe Erweiterungsflächen benötigt werden. 

Insofern wird in der Planung sparsam mit Grund und Boden umgegangen und es wird die 

Umwidmungssperrklausel berücksichtigt. 

3.2.3 Verkehrliche Belange  

Die innergebietliche Erschließung des Gewerbegebietes erfolgt über die Straße Graf-Zepplin-

Ring und die Industriestraße. Beide sind an die Syker Straße und damit auch an die Bundes-

straße B 51 angebunden. Der Geltungsbereich ist damit sowohl in das örtliche als auch in das 

überörtliche Verkehrsnetz integriert. 

Teile des Plangebietes liegen im fußläufigen Einzugsbereich der Bushaltestelle „Schulzentrum 

Petermoor“. Das Fahrtenangebot der dort verkehrenden Linien ist allerdings fast ausschließ-

lich auf die Bedürfnisse der Schülerbeförderung ausgerichtet. Eine Anbindung des Gewerbe-

gebietes an das Netz des öffentlichen Personennahverkehrs liegt demnach derzeit nicht vor. 

Aufgrund der Betriebsstrukturen im Gewerbegebiet hält die Stadt Bassum diesen Umstand für 

verträglich. 

3.2.4 Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

Die vorliegende Planung soll die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

erfüllen. Dafür werden allgemeine städtebauliche Aspekte sowie Lärmimmissionen in die Ab-

wägung eingestellt. Die vorliegende Planung sieht Änderungen des bestehenden Gewerbege-
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bietes in vier kleineren Teilbereichen vor. Die Grenzstände werden eingehalten. Die Grund-

stücke sind erschlossen und zugänglich. Damit ist von einer ausreichenden Belichtung, Be-

sonnung und Belüftung von Wohn- und Arbeitsstätten auszugehen.  

Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung sind die mit der vorliegenden Planung verbun-

denen, unterschiedlichen Belange untereinander und miteinander zu koordinieren, so dass 

Konfliktsituationen vermieden werden können und die städtebauliche Ordnung sichergestellt 

wird. Schädliche Umwelteinwirkungen sind bei der Planung nach Möglichkeit zu vermeiden (§ 

50 BImSchG). Der Änderungsbereich der vorliegenden Planung umfasst insgesamt etwa 1,2 

ha des gesamten Gewerbegebietes, das insgesamt etwa 26,5 ha groß ist. Dies ist nur ein sehr 

kleiner Teilbereich, das Gewerbegebiet „Karrenbruchsheide“ bleibt ansonsten in seiner Aus-

prägung bestehen. Ferner wurde im Rahmen des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 2 

(1/36) bereits eine Untersuchung der Lärmimmissionen durchgeführt. Es sind passive Schall-

schutzmaßnahmen festgesetzt, die einer Geräuschbelastung durch den Kfz-Verkehr auf der 

Syker Straße entgegenwirken. Es ist nicht zu erwarten, dass durch die kleinteiligen Änderun-

gen eine neue Lärmsituation entstehen wird, die auf die umliegenden Nutzungen einwirkt. Der 

Stadt Bassum sind zudem keine Konflikte in Bezug auf Lärmimmissionen bekannt, sodass 

davon ausgegangen wird, dass es zu keinen störenden Geräuschbelastungen kommen wird. 

Die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind in der vorliegenden Pla-

nung gewahrt. 

3.2.5 Altlasten  

Im Plangebiet befinden sich zum gegenwärtigen Kenntnisstand des Landkreises Diepholz 

(08/2020) keine erfassten Altablagerungen. In den Teilbereichen 1 und 3 befinden sich keine 

Altstandorte / Verdachtsflächen. In den Teilbereichen 2 und 4 liegen Teile von Verdachtsflä-

chen aufgrund der dort ansässigen gewerblichen Nutzung. Auf Ebene der Baugenehmigungs-

verfahren werden falls erforderlich gutachterliche Untersuchungen durchgeführt. 

3.2.6 Natur und Landschaft, Eingriffsregelung, Artenschutz 

Eingriffsregelung 

Die 1. Änderung des vorliegenden Bebauungsplans Nr. 2 - (1/36) „Karrenbruchsheide“ wird 

gemäß § 13a BauGB aufgestellt. Dementsprechend sind bei diesem Verfahren  

¶ eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB,  

¶ ein Umweltbericht gemäß § 2a BauGB, 

¶ Angaben nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, 

¶ eine zusammenfassende Erklärung nach § 10a BauGB 

nicht erforderlich. Die Belange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a und b BauGB und § 1a 

BauGB sind jedoch zu berücksichtigen. Eine Überwachung (Monitoring) ist nach § 4c BauGB 

nicht anzuwenden. 

Bei der Bestandsbeschreibung werden die Festsetzungen aus dem rechtskräftigen Bebau-

ungsplan Nr. 2 (1/36) „Karrenbruchsheide“ zu Grunde gelegt. Für die Eingriffsregelung sind 

die Rechtsverhältnisse relevant. 
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Bestand 

¶ Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Klima/Luft, Land-

schaftsbild 

Das Plangebiet umfasst vier Teilbereiche (s. Deckblatt). Für die Teilbereiche liegen im rechts-

kräftigen Bebauungsplan Festsetzungen als (eingeschränkte) Gewerbegebiete, Mischgebiet, 

Flächen zur Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern und Grünflächen vor. Für die Gewer-

begebiete liegt eine GRZ von 0,8 vor. Im derzeitigen Bestand (Geländebegehung im Januar 

2020) stellen sich die Teilflächen wie folgt dar: Teilbereich 1 ist durch die nördliche Zufahrts-

straße des Gewerbegebietes geprägt. Die Straße wird im Norden an den Böschungen durch 

Gehölze (u. a. Eiche, Bergahorn, Hasel) begleitet. Die Fläche östlich der Straße wird als Acker-

fläche genutzt; die westliche Fläche stellt sich als Ackerbrache dar. Im Süden ragt eine kleine 

geschotterte Fläche mit Wohncontainern in den Geltungsbereich. Teilfläche 2 wird bereits 

großflächig als Gewerbegebiet mit Lager- und Stellplätzen genutzt. Kleinflächig bestehen 

Grünanlagen mit Scherrasen und kleinen, jungen Einzelgehölzen im Osten des Teilbereichs. 

Zudem befinden sich bei beiden Gewerbebetrieben jeweils sehr kleine naturferne Stillgewäs-

ser, die zur Regenrückhaltung dienen sollen. Der Teilbereich 3 wird ebenfalls als versiegelte 

Lagerfläche genutzt; der westliche Bereich stellt sich als kleine Scherrasenfläche dar. Der 

Teilbereich 4 wird als Parkplatz und als Straße genutzt; die weiteren Flächen stellen sich als 

Scherrasenfläche mit Einzelgehölzen (Eichen, Linden und Kastanien) dar. 

Die Teilbereiche bieten durch die intensive anthropogene Nutzung nur sehr geringe Lebens-

raumpotentiale für Tierarten. Im Teilbereich 3 sind aufgrund der intensiv gepflegten Scherra-

senfläche und der versiegelten Lagerfläche keine Brutvögel oder Fledermäuse zu erwarten. 

Die Gehölze der Teilbereiche 1, 2 und 4 können von gehölzbrütenden Vogelarten als tempo-

räre Fortpflanzungs- und Ruhestätten genutzt werden; einzelne Nester wurden im Zuge der 

Geländebegehung in den Baumbeständen des Teilbereichs 1 und 4 gesichtet. Allerdings ist 

innerhalb der Teilbereiche lediglich von einem Vorkommen ubiquitärer Vogelarten auszuge-

hen, die gegenüber der hohen Störwirkung der angrenzenden Gewerbeflächen eine hohe To-

leranz aufweisen. Dauerhafte Brutplätze wurden im Zuge der Geländebegehung in den Baum-

beständen weder festgestellt noch sind sie aufgrund des jungen Alters der Gehölze zu erwar-

ten. Gebäudebewohnende Fledermausarten können im Teilbereich 2 nicht ausgeschlossen 

werden. Innerhalb der geschützteren Bodenbereiche der Baumreihe im Teilbereich 1 können 

auch bodenbrütende Vogelarten nicht ausgeschlossen werden. Durch die innerstädtische 

Lage ist die Präsenz von Hauskatzen nicht auszuschließen, die für bodenbrütende Vogelarten 

eine Gefährdung bedeuten. Amphibienvorkommen sind aufgrund der isolierten Lage und der 

schlechten Habitatausprägungen der naturfernen Stillgewässer nicht zu erwarten.  

Das Plangebiet liegt innerhalb der Bodenregion „Geest“ und ist im Teilbereich 1 durch den 

Bodentyp „mittlerer Pseudogley“ geprägt; in den Teilbereichen 2-4 liegt der Bodentyp „mittlere 

Pseudogley-Parabraunerde“ vor (Bodenart der zwei Bodentypen: sandiger Schluff, lehmiger 

Sand).  Auf den unversiegelten Flächen der Teilbereiche werden die Bodenfunktionen u. a. als 

Lebensraum und Lebensgrundlage für Pflanzen und Tiere, als Bestandteil des Wasser- und 

Nährstoffkreislaufs sowie als Speicher- und Puffermedium zwar z. T. erfüllt, jedoch bestehen 

aufgrund der bestehenden anthropogenen Nutzung bereits Beeinträchtigungen. Für die Bo-
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denfunktionen liegt mäßige Gefährdung durch Bodenverdichtung vor. Der Bodentyp „Pseu-

dogley-Parabraunerde“ zählt aufgrund der äußerst hohen Bodenfruchtbarkeit zu den schutz-

würdigen Böden.1 

Der Grundwasserflurstand liegt innerhalb der Teilbereiche bei > 2 m.2 Der Grundwasserkörper 

„Ochtum Lockergestein“ ist in einem mengenmäßig guten Zustand; der chemische Gesamtzu-

stand wird jedoch als schlecht bewertet.3 Das Schutzpotenzial der Grundwasser überdecken-

den Schichten wird als hoch angegeben. Die Grundwasserneubildung liegt je nach Versiege-

lungsgrad zwischen 50 und 250 mm/a.4 Die Teilbereiche liegen außerhalb von Trinkwasser-

gewinnungs-, Trinkwasserschutz- und Überschwemmungsgebieten.5 

Bassum liegt in der klimaökologischen Region „Geest- und Bördebereich“, innerhalb der na-

turräumlichen Einheit „Ems-Hunte-Geest und Dümmer-Geestniederung“, und ist somit durch 

ein ozeanisches Klima geprägt. Die klimatologischen Eigenschaften zeichnen sich u. a. durch 

mäßig warme Sommer, verhältnismäßig milde Winter, einen hohen Luftaustausch, geringe 

Temperaturschwankungen und eine hohe Luftfeuchtigkeit aus. Die Region ist überwiegend 

von südwestlichen Winden geprägt. Die Jahresdurchschnittstemperatur liegt bei 9 °C mit ei-

nem durchschnittlichen Jahresniederschlag von rd. 700 mm.6 Die Teilbereiche befinden sich 

innerhalb eines großflächigen Gewerbegebietes am nordwestlichen Rand von Bassum und 

sind durch ein Siedlungsklima geprägt. Dabei wirken die landwirtschaftlichen Flächen in der 

Umgebung als klimatisch günstige Kalt- und Frischluftgebiete. Demgegenüber wirken die Ge-

werbe- und Siedlungsflächen als klimatische Lasträume.  

Das Landschaftsbild wird von den Gewerbegebieten geprägt. Die Hallen, mit Höhen bis zu 

12 m, stellen aufgrund ihrer weiträumigen Sichtbarkeit eine Vorbelastung des Landschaftsbil-

des dar.  

Auswirkungen der Planung 

Planungsrechtlich unterliegen die Teilbereiche den Festsetzungen des rechtskräftigen B-Plans 

Nr. 2 (1/36) „Karrenbruchsheide“. Dementsprechend wird zur Prüfung der Auswirkungen im 

Folgenden der planungsrechtliche Bestand dem der Neuplanung tabellarisch gegenüberge-

stellt.  

  

                                                
1  NIBIS® Kartenserver (2014): Bodenkarte (BK50), Bodenverdichtung, Suchräume für schutzwürdige Böden. - 

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG), Hannover. (Zugriff: Januar 2020) 
2   NIBIS® Kartenserver (2014): Hydrogeologie (HK50). - Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG), 

Hannover. (Zugriff: Januar 2020) 
3  NUMIS Kartenserver: WRRL. - Nds. Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz, Hannover. (Zugriff: 

Januar 2020) 
4  NIBIS® Kartenserver (2014): Grundwasserneubildung, Schutzpotential der Grundwasserüberdeckung. - Lan-

desamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG), Hannover. (Zugriff: Januar 2020) 
5  NUMIS Kartenserver: Trinkwasserschutzgebiete, Überschwemmungsgebiete. - Nds. Ministerium für Umwelt, 

Energie und Klimaschutz, Hannover. (Zugriff: Januar 2020) 
6  NIBIS® Kartenserver (2014): Klima. - Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG), Hannover. (Zu-

griff: Januar 2020) 
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Rechtskräftiger Bebauungs-

plan Nr. 2 (1/36) 

Bebauungsplan Nr. 2 (1/36),  

1. Änderung 

Eingriffsbeurteilung 

Teilbereich 1   

¶ Mischgebiet, GRZ 0,4 (zzgl. 

Nebenanlage, max. 60 %ige 

Versiegelung)  

¶ Mischgebiet, GRZ 0,4 (zzgl. 

Nebenanlage, max. 60 %ige 

Versiegelung) 

Änderung der Baugrenze, GRZ 

bleibt gleich 

Č  kein Eingriff 

¶ Eingeschränktes Gewerbege-

biet (GEe), GRZ 0,8 

¶ Eingeschränktes Gewerbege-

biet (GEe), GRZ 0,8 

Änderung der Baugrenze, GRZ 

bleibt gleich 

Č  kein Eingriff 

¶ Planfestgestellte Verkehrsflä-

che und Grünfläche 

¶ Planfestgestellte Verkehrsflä-

che und Grünfläche 

keine Änderung  

Č  kein Eingriff 

¶ Öffentliche Grünfläche mit An-

pflanzgebot 

¶ Öffentliche Straßenverkehrs-

fläche 

Änderung der Festsetzung, 

Verlust von Grünfläche (40 m²) 

Č  Eingriff 

Teilbereich 2   

¶ Eingeschränktes Gewerbege-

biet (GEe), GRZ 0,8 

¶ Eingeschränktes Gewerbege-

biet (GEe), GRZ 0,8 

Änderung der Baugrenze, GRZ 

bleibt gleich 

Č  kein Eingriff 

¶ Gewerbegebiet (GE), GRZ 0,8 ¶ Gewerbegebiet (GE), GRZ 0,8 Änderung der Baugrenze, GRZ 

bleibt gleich 

Č  kein Eingriff 

¶ Erhaltung von 3 Bäumen  Verlust der 3 zu erhaltenden 

Bäume 

Č  Eingriff 

Teilbereich 3   

¶ Eingeschränktes Gewerbege-

biet (GEe), GRZ 0,8 

¶ Eingeschränktes Gewerbege-

biet (GEe), GRZ 0,8 

Änderung der Baugrenze, GRZ 

bleibt gleich 

Č  kein Eingriff 

Teilbereich 4   

¶ Eingeschränktes Gewerbege-

biet (GEe), GRZ 0,8 

¶ Eingeschränktes Gewerbege-

biet (GEe), GRZ 0,8 

Änderung der Baugrenze, GRZ 

bleibt gleich 

Č  kein Eingriff 

¶ Gewerbegebiet (GE), GRZ 0,8 ¶ Gewerbegebiet (GE), GRZ 0,8 Änderung der Baugrenze, GRZ 

bleibt gleich 

Č  kein Eingriff 

¶ Öffentliche Straßenverkehrs-

fläche  

¶ Öffentliche Straßenverkehrs-

fläche 

keine Änderung 

Č  kein Eingriff 

Wie die Gegenüberstellung zeigt, erfolgt durch die Planung ein geringfügiger Eingriff in den 

Naturhaushalt. Im Teilbereich 1 wird eine öffentliche Grünfläche von 40 m², die im Ursprungs-

bebauungsplan zur Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern festgesetzt wurde, durch die 

Planung als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt. Des Weiteren wurden im Teilbereich 2 drei 

Bäume (2 Eichen, 1 Buche) als zu erhalten festgesetzt, die durch die Änderung der Baugrenze 

entfallen. Da diese zwei Elemente im Ursprungsbebauungsplan zur innergebietlichen Vermei-

dung des Eingriffs bzw. zum Ausgleich beigetragen haben, wird durch die 1. Änderung dieses 

Bebauungsplanes ein geringfügiger (externer) Ausgleich erforderlich. Die Stadt Bassum sieht 

aufgrund des geringen Ausgleichsbedarfs kein Erfordernis für eine explizit dieser 1. Änderung 

zugeordneten Kompensationsmaßnahme. Allerdings ist die Stadt derzeit aktiv, eine Extensi-
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vierung von Wegeseitenrändern im Außenbereich durchzuführen, wodurch eine Flächenauf-

wertung generiert wird. Da diese Aufwertungsmaßnahmen formal keinen Eingriffen zugeord-

net werden, sieht die Stadt den geringen Ausgleichsbedarf dieser 1. Änderung als ausgegli-

chen an. 

Weitere Eingriffe in den Naturhaushalt werden durch die 1. Änderung dieses Bebauungspla-

nes nicht generiert. Die planfestgestellte Straßenverkehrsfläche und Grünfläche im Teilbereich 

1 bleibt durch die 1. Änderung unangetastet.  

Artenschutz 

Gemäß § 44 BNatSchG bestehen bestimmte Schutzvorschriften für besonders und streng ge-

schützte Tier- und Pflanzenarten. Diese Verbote richten sich zwar nicht an die Planungsebene, 

sondern untersagen konkrete Handlungen. Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens ist aller-

dings zu prüfen, ob die artenschutzrechtlichen Vorgaben die Umsetzung der Planung dauer-

haft hindern. 

Gemäß § 44 Abs. 5 BNatSchG sind die Verbote des speziellen Artenschutzes für zulässige 

Vorhaben innerhalb von Bebauungsplan-Gebieten nur anzuwenden, sofern und soweit Arten 

des Anhangs IV der FFH-Richtlinie oder europäische Vogelarten betroffen sind. Die nach-fol-

genden Ausführungen beschränken sich deshalb auf diese Artenvorkommen. 

Die Anforderungen zum speziellen Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG beziehen sich auf die 

konkrete Handlung und auf konkret betroffene Individuen. Sie gelten unabhängig von den 

Festsetzungen des Bebauungsplanes. Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung wird je-

doch bereits geprüft, ob artenschutzrechtliche Belange der Realisierung der Planung entge-

genstehen können und ob Vermeidungs- oder (vorgezogene) Ausgleichsmaßnahmen vorzu-

sehen sind.  

Europäische Vogelarten und Fledermäuse 

Systematische Untersuchungen zur Fauna der Teilbereiche liegen nicht vor. Gemäß den Ha-

bitatstrukturen (s. o. Bestandsbeschreibung Flora) liegen im Teilbereich 3 keine Potentiale für 

Vogelbrutplätze und Fledermausquartiere vor. In den Teilbereichen 1, 2 und 4 können tempo-

rär genutzte Brutplätze gehölzbewohnender Vogelarten vorkommen; einzelne Nistplätze wur-

den im Zuge der Geländebegehung im Januar 2020 gesichtet. Dauerhaft genutzte Fortpflan-

zungsstätten von Brutvögeln sind allerdings nicht zu erwarten. Abgesehen von dem Gehölz-

streifen im Teilbereich 1 sind aufgrund der intensiven Nutzung auch keine bodenbrütenden 

Vogelarten in den Teilbereichen zu erwarten. Lediglich im Teilbereich 2 kann ein Vorkommen 

von gebäudebewohnenden Fledermausarten7 nicht ausgeschlossen werden. In den drei an-

deren Teilbereichen können Fledermäuse als Nahrungsgast vorkommen (s. o. Bestandsbe-

schreibung Fauna). 

  

                                                
7  Alle Fledermausarten sind aufgrund ihrer Nennung in Anhang IV der FFH-Richtlinie streng ge-

schützt. 
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Sonstige Artgruppen 

Vorkommen von Artgruppen gemäß Anhang IV der FFH-Richtlinie, z. B. Säugetiere (ausge-

nommen Fledermäuse), Amphibien, Libellen oder Heuschrecken, sind aufgrund der Standort-

ausprägungen und der Habitatausstattung einerseits und der Lebensraumansprüche seltener 

Arten andererseits nicht zu erwarten. Artenschutzrechtlich relevante Pflanzenarten aus An-

hang IV der FFH-Richtlinie wurden im Rahmen der Kartierung nicht festgestellt und sind an-

hand der Standortbedingungen nicht zu erwarten.  

Nachfolgend wird dargelegt, welche artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände bei Realisie-

rung der Planung berührt werden können und welche Konfliktlösungsansätze ggf. bestehen. 

¶ Verletzungs- und Tötungsverbot (gemäß § 44 Abs. 1. Nr. 1 BNatSchG) 

Im Teilbereich 1 ist keine Betroffenheit von Vogel- und Fledermausarten zu erwarten, da zum 

einen der Gehölzstreifen durch die Planung unangetastet und erhalten bleibt, zum anderen 

sind auf der Ackerfläche aufgrund der intensiven ackerbaulichen Nutzung und der hohen Stö-

rintensität sowie der räumlichen Nähe der Straße keine bodenbrütenden Vogelarten zu erwar-

ten. Der Verbotstatbestand wird nicht erfüllt. 

Verletzungen und Tötungen von Vogel- und Fledermausarten sind im Teilbereich 3 aufgrund 

fehlender Qualitäten nicht zu erwarten.  

Die Baumbestände im Teilbereich 4 liegen außerhalb der Baugrenze. Eine Beseitigung der 

Bäume ist nach derzeitigem Kenntnisstand nicht vorgesehen. Folglich sind auch ist auch keine 

Betroffenheit gehölzbewohnender Vogelarten zu abzusehen. Bodenbrütende Vogelarten wer-

den aufgrund der intensiven Nutzung nicht erwartet. Eine Verletzung und/oder Tötung von 

Individuen wird nicht prognostiziert. 

Durch die potentielle Beseitigung der Baumbestände sowie potentiell vorkommender Boden-

brüter im Bereich der Ruderalbereiche an den Stillgewässern im Teilbereich 2 können Vögel 

(insbesondere nicht flügge Jungvögel oder Vogeleier) geschädigt werden. Ein Konflikt mit dem 

Verbotstatbestand lässt sich jedoch vermeiden, indem die Baumaßnahmen (z. B. Baufeldfrei-

machung) außerhalb der Brutzeiten (z. B. in den Wintermonaten von Oktober bis Ende Feb-

ruar) durchgeführt werden bzw. vor Umsetzung der Maßnahmen durch eine fachkundige Per-

son überprüft und sichergestellt wird, dass keine aktuell besetzten Vogelnester vorhanden 

sind. 

Bei Umsetzung der zeitlichen Vermeidungsmaßnahmen ist ein Verstoß gegen das Tötungs-

verbot somit grundsätzlich vermeidbar, so dass die Umsetzung der Planung hierdurch nicht 

dauerhaft gehindert wird. 

¶ Störungsverbot (gemäß § 44 Abs. 1. Nr. 2 BNatSchG) 

Nach den gesetzlichen Vorgaben liegt eine erhebliche Störung vor, wenn sich durch die Stö-

rung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert. Da die Teilberei-

che durch die Lage innerhalb des Gewerbegebiets bereits intensiv gestört werden, sind nur 

solche Tierarten zu erwarten, die keine besondere Empfindlichkeit gegenüber der Anwesen-

heit von Menschen, Verkehr, Lärm u. ä. aufweisen.  

Von der geplanten Gewerbenutzung wird tendenziell eher ein geringeres Störpotenzial für 

Tierarten erwartet. Zwar können bauzeitlich stärkere Störwirkungen entstehen, diese werden 
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jedoch zeitlich eng begrenzt sein, so dass nicht von längerfristigen Auswirkungen auf die ört-

lichen Populationen von Brutvögeln und Fledermäusen ausgegangen werden muss. 

¶ Zerstörung / Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (gemäß § 44 Abs. 1 

Nr. 3 BNatSchG)  

Hinsichtlich dieses Verbotstatbestandes muss grundsätzlich zwischen temporär genutzten 

und langfristig genutzten bzw. regelmäßig wiedergenutzten Lebensstätten unterschieden wer-

den. Regelmäßig wiedergenutzte Lebensstätten von Vogelarten sind im Plangebiet nicht vor-

handen; im Teilbereich 2 können Fledermausquartiere an den Gebäuden nicht ausgeschlos-

sen werden. Bei temporär genutzten Lebensstätten ist vorliegend an Vogelnester zu denken, 

die nur über eine Brutzeit besiedelt sind. Diese verlieren ihren Schutz nach Aufgabe der Nut-

zung bzw. am Ende der Brutzeit. Zur Vermeidung einer Betroffenheit sind zeitlichen Vermei-

dungsmaßnahmen (vgl. Verletzungs- und Tötungsverbot) möglich. Sofern Umbaumaßnahmen 

an Gebäuden vorgenommen werden (z. B. im Teilbereich 2) oder Gehölze innerhalb der Vo-

gelbrutzeit beseitigt werden, sollte zeitnah vor der Durchführung der Maßnahmen eine Über-

prüfung der Gehölze und Gebäude durch eine fachkundige Person erfolgen. Sollten besetzte 

Vogelnester oder Fledermausquartiere festgestellt werden, sind in Abstimmung mit der zu-

ständigen Naturschutzbehörde geeignete Maßnahmen abzustimmen und durchzuführen. 

Ein Verstoß gegen die Zerstörung/Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist so-

mit grundsätzlich vermeidbar und die Umsetzung der Planung wird hierdurch nicht dauerhaft 

gehindert. 

Fazit  

Zum gegenwärtigen Kenntnisstand sind keine Konflikte mit den artenschutzrechtlichen Best-

immungen erkennbar, die die Umsetzung der Planung dauerhaft hindern würden. Durch zeit-

liche Vermeidungsmaßnahmen oder ggf. eine Überprüfung durch eine fachkundige Person auf 

aktuell genutzte, einjährige Vogelnester können artenschutzrechtliche Konflikte vermieden 

werden. 

Natura 2000-Verträglichkeit 

¶ Natura-2000-Gebiete 

Das nächstgelegene Natura 2000-Gebiet „Kammmolch-Biotop bei Bassum“ (FFH-Gebiet, EU 

3118-332)8 liegt rd. 3,2 km westlich des Plangebietes. Das FFH-Gebiet besteht aus einem 

größeren Weiher, zwei weiteren Tümpeln, angrenzenden Gehölzen sowie offenen Flächen als 

bedeutender Jahreslebensraum für den Kammmolch. Das Gebiet dient der Verbesserung der 

Repräsentanz des Kammmolches im Naturraum D30. In südwestlicher Richtung, rd. 3,7 km 

zum Plangebiet, befindet sich das FFH-Gebiet „Geestmoor und Klosterbach“ (FFH-Gebiet, EU 

3118-331). Das FFH-Gebiet umfasst u. a. eine Bachniederung mit Erlen-Eschen-Auwald, Er-

len-Bruchwald sowie nährstoffreichen Sümpfen und Hochstaudenfluren. Weitere Natura-2000-

Gebiete liegen erst in größerer Entfernung zum Plangebiet.  

Die Erhaltungs- und Schutzziele der nächstgelegenen Natura-2000-Gebiete werden durch die 

Planung nicht beeinträchtigt. Eine Verträglichkeit ist daher gegeben. 

¶ Weitere Schutzgebiete und Schutzobjekte 

                                                
8  NUMIS Kartenserver: Natura 2000. – Nds. Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz, Han-

nover. (Zugriff: Januar 2020) 
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Nachfolgend werden die nächstgelegenen Schutzgebiete gemäß § 20 (2) BNatSchG aufge-

führt.9 

o NSG: „Garbeeke“ (HA 00193): rd. 2,2 km südwestlich 

o NSG: „Geestmoor-Klosterbachtal und Schlattbeeke“ (HA 00209): rd. 2,5 km südwest-

lich 

o LSG: „Mühlenbach – Wedehorner Holz“ (DH 00039): rd. 2,5 km südwestlich 

o LSG: „Hombach – Finkenbach – Klosterbach“ (DH 00060): rd. 1,1 km nördlich 

o NP: „Wildeshauser Geest“ (NDS 00012), Lage innerhalb des Naturparks 

Durch die Planung sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten, die den Schutzzie-

len der Schutzgebiete entgegenstehen. 

3.2.7 Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung 

Am 30.07.2011 ist das Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den 

Städten und Gemeinden in Kraft getreten: 

- Gemäß § 1 Abs. 5 S. 2 BauGB sollen die Bauleitpläne dazu beitragen, eine menschen-

würdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu ent-

wickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der 

Stadtentwicklung, zu fördern sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und Land-

schaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln.  

- Gemäß § 1 a Abs. 5 BauGB soll den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch 

Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der 

Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. Der Grundsatz 

nach Satz 1 ist in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. 

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 (1/36) betrifft Änderungen eines Gewerbegebie-

tes. Die Änderung betrifft nur bereits als Gewerbegebiet ausgewiesene Flächen und nimmt 

keine Flächen neu in Anspruch. Die Flächen sind größtenteils bereits versiegelt. Zudem wer-

den grünordnerische Festsetzung betroffen, die sich mit der Begrünung der Baugrundstücke, 

Stellplatzanlagen und baulichen Anlagen auseinandersetzen. Weitere Maßnahmen sind auf 

Ebene der Objektplanung möglich. Die Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung 

werden berücksichtigt. 

3.2.8 Belange der Wirtschaft 

Mit der vorliegenden Planung wird die Ausnutzung der bestehenden Grundstücke im Gewer-

begebiet „Karrenbruchsheide“ optimiert. Dadurch ermöglicht es die Stadt Bassum den örtlich 

ansässigen Betrieben sich zu erweitern und betriebswirtschaftliche Umstrukturierungen vorzu-

nehmen. Dies stärkt die Wettbewerbsfähigkeit und trägt zum Erhalt der Arbeitsplätze im Ge-

werbegebiet bei. Die Belange der Wirtschaft stehen in Einklang mit den Zielen der Planung. 

                                                
9  NUMIS Kartenserver: Natur- und Landschaftsschutzgebiete, Naturdenkmäler, Naturparks. - Nds. 

Ministerium für Umwelt, Energie und Klima-schutz, Hannover. (Zugriff: Januar 2020) 
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3.2.9 Belange der Oberflächenentwässerung 

Die Planung stellt eine Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 2 (1/36) „Karren-

bruchsheide“ in kleinen Teilgebieten dar. Im Rahmen des Ursprungsbebauungsplanes wurde 

ein Entwässerungskonzept erarbeitet. Die Ergebnisse wurden in der Planung berücksichtigt, 

sodass im Plangebiet des Ursprungsbebauungsplanes eine schadlose Oberflächenentwässe-

rung gewährleistet werden kann. Die vorliegende 1. Änderung stellt nur einen minimalen Ein-

griff in die Versiegelung von Flächen dar. Die Stadt Bassum geht davon aus, dass zusätzliche 

Niederschlagsmengen nur in einem geringen Umfang entstehen werden, die in die bestehen-

den Regenversickerungsanlagen nördlich und östlich abgeleitet werden können.  

3.2.10 Belange des Bodenschutzes 

Vorhandener Oberboden sollte aufgrund § 202 BauGB vor Baubeginn abgetragen und einer 

ordnungsgemäßen Verwertung zugeführt werden. Im Rahmen der Bautätigkeiten sollten ei-

nige DIN-Normen aktiv Anwendung finden (v.a. DIN 19639 Bodenschutz bei Planung und 

Durchführung von Bauvorhaben, DIN 18915 Vegetationstechnik im Landschaftsbau -Boden-

arbeiten, DIN 19731 Verwertung von Bodenmaterial). 

Um dauerhaft negative Auswirkungen auf die von Bebauung freizuhaltenden Bereiche zu ver-

meiden, sollte der Boden im Bereich der Bewegungs-, Arbeits- und Lagerflächen durch geeig-

nete Maßnahmen (z.B. Überfahrungsverbotszonen, Baggermatten) geschützt werden. Boden 

sollte im Allgemeinen schichtgetreu ab- und aufgetragen werden. Die Lagerung von Boden in 

Bodenmieten sollte ortsnah, schichtgetreu, in möglichst kurzer Dauer und entsprechend vor 

Witterung geschützt vorgenommen werden (u.a. gemäß DIN 19731). Außerdem sollte das 

Vermischen von Böden verschiedener Herkunft oder mit unterschiedlichen Eigenschaften ver-

mieden werden. Auf verdichtungsempfindlichen Flächen sollten Stahlplatten oder Baggermat-

ten zum Schutz vor mechanischen Belastungen ausgelegt werden. Besonders bei diesen Bö-

den sollte auf die Witterung und den Feuchtegehalt im Boden geachtet werden, um Struktur-

schäden zu vermeiden. 

4. Inhalte des Bebauungsplanes  

4.1 Art der baulichen Nutzung  

Teilbereich 1: Mischgebiet (§ 6 BauNVO) 

Im Mischgebiet (MI) sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO die folgenden Nutzungen nicht zulässig: 

- Schank und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes nach § 6 

Abs. 2 Nr. 3 BauNVO 

- Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO in den Teilen des Gebiets, 

die überwiegend durch gewerbliche Nutzungen geprägt sind nach § 6 Abs. 2 Nr. 8 

BauNVO 

Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO ist die ausnahmsweise zulässige Nutzung Vergnügungsstätten im 

Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO außerhalb der in Abs. 2 Nr. 8 BauNVO bezeichneten 

Teile des Gebiets nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 



 

Stadt Bassum 
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 (1/36) 

17 

 

 

Für Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungswesens sind innen-

stadtnahe Lagen eher geeignet, Vergnügungsstätten werden aufgrund zu erwartender Nut-

zungskonflikte mit den vorhandenen Nutzungen ausgeschlossen. 

Damit soll im nördlichen Teil des Gewerbegebietes ein gleichberechtigtes Nebeneinander von 

Wohnen und Gewerbe gewährleistet werden. Mit den Festsetzungen wird eine Abstufung der 

Gewerbebetriebe und ihres Emissionsverhaltens zur Syker Straße hin erreicht. Im Mischgebiet 

besteht die Möglichkeit für Gewerbetreibende, ihren Betrieb integriert mit eigenem Wohnge-

bäude auf einem Grundstück zu errichten. 

Teilbereiche 2 (südlicher Teil), 3 und 4: Eingeschränktes Gewerbegebiet (GEE2) (§ 8 

BauNVO) 

Im eingeschränkten Gewerbegebiet (GEE2) sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO nur Gewerbebe-

triebe und Anlagen zulässig, die das Wohnen nicht wesentlich stören. 

Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO ist die ausnahmsweise zulässige Nutzung Vergnügungsstätten 

nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. Hintergrund sind die 

zu erwartenden Nutzungskonflikten mit den vorhandenen Nutzungen. 

Teilbereich 2 (nördlicher Teil): Gewerbegebiet (GE) (§ 8 BauNVO) 

Im Gewerbegebiet (GE) ist gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO die ausnahmsweise zulässige Nutzung 

Vergnügungsstätten nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 

Teilbereiche 1, 2, 3 und 4: Einschrªnkung der Zulassung von Betrieben Ămit besonders 

innenstadtrelevanten Sortimentenñ (gemªÇ Ä 1 Abs. 5 und 9 und 1 Abs. 5 BauNVO) 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird festgesetzt, dass Läden und Einzelhan-

delsbetriebe folgender Branchen, die besonders innenstadtrelevanten Sortimente besitzen 

und die Waren an nicht gewerbliche Endverbraucher vertreiben, nicht zulässig sind: 

 Nahversorgungsrelevante Sortimente 

1. Nahrungs- und Genussmittel, Reformwaren 
2. Drogerie- und Parfümeriewaren (Körperpflege, Wasch-, Putz- und Reinigungsmittel) 
3. Pharmazeutische Artikel, Arzneimittel (Apotheken) 
4. Schnittblumen und kleinere Pflanzen 
5. Zeitschriften, Zeitungen 

 Zentrenrelevante Sortimente 

1. Antiquitäten, Kunstgegenstände, Bilder, Bilderrahmen 
2. Baby-/ Kleinkinderartikel (ohne Kinderwagen, Kindersitze) 
3. Baby- und Kleinkindbedarf (Kinderwagen, Kindersitze, etc.) 
4. Bücher 
5. Fahrräder, Fahrradzubehör 
6. Foto und Zubehör 
7. Glas, Porzellan, Keramik, Hausrat 
8. Haus- und Heimtextilien (u.a. Stoffe, Kurzwaren, Gardinen und Zubehör) 
9. Lederwaren, Koffer, Taschen 
10. Musikalien, Musikinstrumente 
11. Oberbekleidung, Wäsche 
12. Optik, Hörgeräteakustik 
13. Sanitätswaren 
14. Schreibwaren 
15. Schuhe 
16. Spielwaren 
17. Sportbekleidung und -schuhe 
18. Sport- und Freizeitgroßgeräte 
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19. Tiernahrung, Tiere und zoologische Artikel 
20. Uhren, Schmuck 
21. Unterhaltungselektronik 
22. Elektrogeräte, Leuchten 
23. Computer, Büro-/ Telekommunikation 

Einzelhandelsbetriebe sind im Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung zulässig. Mit 

dem Ausschluss der genannten Sortimente soll verhindert werden, dass sich eine direkte Kon-

kurrenzsituation zu den Betrieben in Innenstadtlagen aufbaut. Für Bassum wurde 2015 ein 

Einzelhandelskonzept erarbeitet, in welchem eine stadtspezifische Sortimentsliste entwickelt 

wurde. Diese wird in der vorliegenden Planung übernommen, um die Planung an aktuelle Ent-

wicklungen anzupassen. 

4.2 Maß der baulichen Nutzung  

Im Mischgebiet MI sind zwei Vollgeschosse, eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 sowie Ein-

zel- und Doppelhäuser zulässig. Im eingeschränkten Gewerbegebiet GEE2 zwei Vollge-

schosse und eine GRZ von 0,8 zulässig. Im Gewerbegebiet GE sind ebenfalls zwei Vollge-

schosse und eine GRZ von 0,8 zulässig. 

Folgende maximale Gebäudehöhen werden gemäß § 16 Abs. 2 BauNVO in Verbindung mit § 

18 BauNVO in der vorliegenden Änderung festgesetzt: 

- MI: max. 10 m 

- GEE2: max. 12 m 

- GE: max. 12 m 

Zur Ermittlung der maximalen Gebäudehöhe (GH) dient als unterer Bezugspunkt die Ober-

kante der nächstliegenden zur Erschließung dienenden öffentlichen/privaten Verkehrsfläche 

(nächstliegender Punkt vom Gebäude ausgehend), ausgenommen ist der Bereich der plan-

festgestellten Verkehrsfläche. Oberer Bezugspunkt ist die Oberkante des Gebäudes. Die ma-

ximale Gebäudehöhe gilt nicht für untergeordnete Bauteile i.S. des Landesrechts, für unterge-

ordnete technische Anlagen sowie für Siloanlagen bis 15 m Höhe. 

Die Höhenlage des Erdgeschossfertigfußbodens der Gebäude wird gemäß § 9 Abs. 2 BauGB 

auf maximal 0,60 m über der Oberkante der nächstliegenden Erschließungsstraße festgesetzt. 

Ausgenommen von der Höhenberechnung ist der planfestgestellte Bereich. 

4.3 Bauweise / Baugrenzen / überbaubare Grundstücksfläche  

Im Mischgebiet gilt eine offene Bauweise. Es sind Gebäudelängen bis maximal 50 m zulässig. 

Durch die Festsetzung der Zulässigkeit von Einzel- und Doppelhäusern wird gewährleistet, 

dass sich eine Ausdehnung der Baukörper vollziehen wird, die sich in das bestehende Land-

schaftsbild einfügt. 

Im eingeschränkten Gewerbegebiet GEE2 und im Gewerbegebiet GE gilt gemäß § 22 Abs. 4 

BauNVO eine abweichende Bauweise, die festsetzt, dass es keine Beschränkung der Gebäu-

delängen gibt. Damit können die für Gewerbebetriebe typischen Hallenkörper errichtet werden. 

In den vier Teilbereichen werden die Baugrenzen angepasst. Dabei verringern sich die Grenz-

abstände zwischen Baugrenze und äußerer Grenze der überbaubaren Grenze auf folgende 

Werte: 
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- Teilbereich 1: Abstand = 3 m 

- Teilbereich 2: Abstand westlich = 5 m, Abstand östlich = 7 m 

- Teilbereich 3: Abstand = 3 m 

- Teilbereich 4: Abstand = 7 m 

Durch die festgesetzten Baugrenzen vergrößern sich die überbaubaren Flächen zwecks einer 

optimalen Grundstücksausnutzung. 

4.4 Stellplätze und Nebenanlagen 

Stellplätze und Garagen gemäß § 12 BauNVO und Nebenanlagen in Form von Gebäuden 

gemäß § 14 BauNVO sind zwischen der Straßenbegrenzungslinie der öffentlichen Verkehrs-

flächen und der straßenseitigen Baugrenzen nicht zulässig. Damit soll erreicht werden, dass 

Sichtbeziehungen entlang der Straßenverkehrsflächen sowie ein möglichst geordnetes Sied-

lungsbild entstehen. 

4.5 Öffentliche Verkehrsflächen / Planfestgestellte Flächen 

Teilbereich 1 umfasst öffentliche Straßenverkehrsfläche, die am 28.01.1993 durch die ehema-

lige Bezirksregierung Hannover planfestgestellt wurde. Angrenzend ist planfestgestellte Grün-

fläche (Böschung, Mulden, Pflanzflächen, planfestgestelltes Sichtdreieck, etc.) nachrichtlich 

übernommen. In dem gekennzeichneten Bereich ohne Ein- und Ausfahrten sind Ein- und Aus-

fahrten zu den Grundstücken nicht zulässig. Weiter umfasst Teilbereich 1 ein Teilstück der 

Planstraße B, die als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt ist. 

Teilbereich 4 umfasst den Einmündungsbereich der Straße Graf-Zeppelin-Ring in die Indust-

riestraße. Der Graf-Zeppelin-Ring ist als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt. 

4.6 Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum 

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 

Angrenzend an Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-

gen und den als zu Erhalten festgesetzten Bäumen ist im Abstand von mind. 2 m jegliche 

Versiegelung unzulässig. 

Je angefangene 500 qm Grundstücksfläche in den Baugebieten ist gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a 

BauGB zur Durchgrünung mindestens ein großkroniger Laubbaum als Heister mit einer Höhe 

von mindestens 200-250 cm anzupflanzen. Je angefangene 500 qm Grundstücksfläche sind 

zusätzlich zu den Baumpflanzungen 10 Sträucher mit einer Größe von mindestens 60-100 cm 

zu pflanzen. Es sind standortgerechte Gehölze der folgenden Pflanzlisten zu verwenden. 

Pflanzliste 1: Bäume I. Ordnung  Pflanzliste 2: Sträucher 

Stieleiche Quercus robur  Schlehe Prunus spinosa 

Sandbirke Betula pendula  Faulbaum Rhamnus frangula 

Hainbuche Carpinus betulus  Aschweide Salix cinerea 

Bergahorn Acer pseudoplatanus  Pfaffenhütchen Euonymus europaeus 

Spitzahorn Acer platanoides  Roter Hartriegel Cornus sanguinea 

Rotbuche Fagus sylvatica  Schneeball Viburnum opulus 

Esche Fraxinus excelsior    
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In den Gewerbegebieten sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB die nicht transparenten und 

nicht durchsichtigen Wandflächen der Außenwände der Gebäude mit einer einseitigen Fassa-

denfläche von mehr als 180 qm, die nicht zu lebensmittel- und futterproduzierenden bzw. -

lagernden Betrieben gehören, zu mindestens 1/3 der Wandfläche dauerhaft zu begrünen. Es 

sind standortgerechte Gehölze der folgenden Pflanzliste zu verwenden. 

Pflanzliste 3: Kletter- und Rankpflanzen 

Strahlengriffel Actinidia arg. 

Doldenrebe Ampelopsis aconifolia 

Trompetenblume Campsis radic. 

Anemonenwaldrebe Clematis m. rub. 

Clematis Hybriden 

Schlingknöterich Fallopia aubertii 

Gemeiner Efeu Hedera helix 

Jelängerjelieber Lonicera caprif. 

Knöterich Polygonum sub. 

Echter Wein Vitis ï Hybriden 

Wilder Wein Parthenocissus tricuspidata (ĂVeitchiiñ) 
Parthenocissus quinquefolia (ĂEngelmanniiñ) 

In den Gewerbe- und Mischgebieten ist nach jeweils höchstens 4 zusammenliegenden Stell-

plätzen oder/und Garagen eine Pflanzfläche gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB von mindes-

tens 2,00 m Breite vorzusehen, die diese Stellplätze und Garagen untereinander und zu an-

deren versiegelten Flächen mit Ausnahme von Zufahrten abgrünt. Pflanzflächen zwischen Ga-

ragen müssen eine Breite von mindestens 3,0 m haben. Bei der Anlage und Erhaltung der 

Pflanzflächen muss je angefangene 3 Stellplätze oder Garagen mindestens ein heimischer 

Laubbaum der Pflanzliste 1 (Bäume I. Ordnung) mit einem Mindeststammumfang von 14-16 

cm. Flächen für das Abstellen von 15 und mehr PKW sind auf mindestens drei Seiten mit einer 

im ausgewachsene Zustand mindestens 1,50 m hohen Hecke zu bepflanzen (siehe Pflanzliste 

2 – Sträucher sowie Hainbuche und Rotbuche). Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB sind min-

destens 50 % der Stellplatzanlagen für PKW in wasserdurchlässiger Form (Rasengittersteine, 

breitfugiges Pflaster, etc.) anzulegen. Garagenanlagen für PKW sind zu mindestens 30 % der 

Wandflächen dauerhaft zu begrünen (gem. Pflanzliste 3). 

4.7 Immissionsschutz 

Die zur Syker Straße hin ausgerichteten Außenbauteile von Wohn-, Aufenthalts- und Schlaf-

räumen sind so auszuführen, dass sie den Anforderungen des in der Planzeichnung gekenn-

zeichneten Lärmpegelbereiches III gemäß der DIN 4109 entsprechen. Damit soll dem Lärm-

schutz im Geltungsbereich der vorliegenden Bebauungsplanänderung Rechnung getragen 

werden. 
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5. Ergänzende Angaben 

5.1 Städtebauliche Übersichtsdaten  

Das Plangebiet mit seinen vier Teilbereichen umfasst insgesamt etwa 11.313 m2. 

 

 

 

5.2 Ver- und Entsorgung 

Allgemeine Versorgung 

Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes wird durch öffentliche und private Ver- und Entsor-

ger sichergestellt. 

Löschwasserversorgung 

Die öffentliche Wasserversorgung als Aufgabe der Daseinsvorsorge wird durch die gesetzli-

chen Aufgabenzuweisungen des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes (NBrandSchG) 

nicht berührt, sondern ist von der kommunalen Löschwasserversorgungspflicht zu trennen. 

Eine Pflicht zur vollständigen oder teilweisen Sicherstellung der Löschwasserversorgung über 

das öffentliche Wasserversorgungsnetz (leitungsgebunden) besteht durch den OOWV nicht. 

Da unter Berücksichtigung der baulichen Nutzung und der Gefahr der Brandausbreitung un-

terschiedliche Richtwerte für den Löschwasserbedarf bestehen (DVGW-Arbeitsblatt W 405), 

ist frühzeitig beim OOWV der mögliche Anteil (rechnerischer Wert) des leitungsgebundenen 

Teilbereich 1 3.758 m² 

Mischgebiet MI 1.302 m² 

Eingeschränktes Gewerbegebiet GEE2 1.046 m² 

Öffentliche Straßenverkehrsfläche  344 m² 

Planfestgestellte Verkehrsfläche/Grünfläche 1.066 m² 

Teilbereich 2 4.996 m² 

Eingeschränktes Gewerbegebiet GEE2 3.130 m² 

Gewerbegebiet GE 1.866 m² 

Teilbereich 3 320 m² 

Eingeschränktes Gewerbegebiet GEE2 320 m² 

Teilbereich 4 2.239 m² 

Eingeschränktes Gewerbegebiet GEE2 568 m² 

Gewerbegebiet GE 1.469 m² 

Öffentliche Straßenverkehrsfläche  202 m² 
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Löschwasseranteils zu erfragen, um planungsrechtlich die Erschließung als gesichert aner-

kannt zu bekommen. 

Für Gewerbegebiete ist grundsätzlich eine erforderliche Löschwassermenge von 1.600 l/min 

über zwei Stunden sicherzustellen. Nach Auskunft der Stadt Bassum ist die Löschwasserver-

sorgung in einem Umkreis von 100 m durch zwei Unterflurhydranten sichergestellt.  

Leitungen des OOWV 

Bei der Erstellung von Bauwerken sind Sicherheitsabstände zu den Versorgungsleitungen ein-

zuhalten. Zu den Entsorgungsleitungen sind ebenfalls Sicherheitsabstände einzuhalten. Fer-

ner wird darauf hingewiesen, dass wegen der erforderlicher Wartungs-, Unterhaltungs- und 

Erneuerungsarbeiten Versorgungsleitungen weder überpflanzt noch mit anderen Hindernissen 

überbaut werden dürfen. Um Beachtung des DVGW Arbeitsblattes W 400-1 wird gebeten. 

5.3 Daten zum Verfahrensablauf 

Aufstellungsbeschluss durch den Verwaltungsausschuss 11.09.2019 

Beschluss über den Entwurf und die Öffentliche Auslegung ge-
mäß § 3 (2) BauGB der Planung: 

11.06.2020 

Öffentliche Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB 28.07.2020 – 02.09.2020 

Satzungsbeschluss durch den Rat der Stadt Bassum 11.02.2021 

 

Die Begründung ist der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 (1/36) „Karrenbruchsheide“ 

als Anlage beigefügt.  

 

Bassum, den 02.03.2021 

 

gez. Porsch     L.S.    

Bürgermeister 

 

 


